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Lokale Sozialpolitik für Geflüchtete – 
Was lokale Akteure gelernt haben und 
was Geflüchtete brauchen 
Ghislaine Sandrine Bakoben, Andrea Rumpel und 
Thorsten Schlee 

● Die Vervielfältigung von Aufenthaltspositionen unterhalb voller staats-
bürgerschaftlicher und sozialer Rechte führt zu ungleichen Chancen 
und Ausschlüssen Geflüchteter und zu Umsetzungsproblemen in  
lokalen Verwaltungen. 

● Geflüchtete mit individuellen oder gruppenbezogenen Ressourcen 
gelingt es besser, sich durch verschiedene Ausschlüsse zu navigieren. 

● Der lokale Umgang mit Fluchtmigration erweist sich vor allem in 
Netzwerkstrukturen als erfolgreich.  

● Der Umgang mit Kriegsflüchtlingen aus der Ukraine liefert eine  
Blaupause für die vereinfachte Handhabung auch zukünftiger  
Fluchtbewegungen in die Bundesrepublik. 

Aktuelle Forschungsergebnisse aus dem Institut Arbeit und Qualifikation (IAQ),  
Universität Duisburg-Essen 
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1 Einleitung 

Während die Politik die Fluchtmigration in der Folge 
des syrischen Bürgerkrieges (mit einem Höhepunkt 
2015/2016) anfänglich als gesamtgesellschaftliche 
humanitäre Aufgabe kommunizierte („Wir schaffen 
das“), wurden bald Sicherheitsproblematiken ge-
genüber der Mehrheitsbevölkerung betont (Maurer 
et al. 2021). Doch letztlich waren und sind es kom-
munale Sozialämter, Ausländerbehörden, Jobcenter 
und Arbeitsagenturen, Schulen, Migrationsberatun-
gen, wie auch zahlreiche private wie zivilgesell-
schaftliche Akteure, die Fluchtzuwanderung „vor 
Ort“ organisierten. Diese staatlichen und zivilgesell-
schaftlichen Akteure sind nicht frei von den gesell-
schaftlichen Debatten um Zugehörigkeiten, und um 
„deservingness“, also der Frage, welche Personen 
welche Sozialleistungen verdienen oder auch nicht 
(Schammann 2015a; Nimführ 2020). Dennoch arbei-
ten die lokalen Organisationen an einer eher sozial-
technisch verstandenen Eingliederung und erarbei-
ten Lösungen in oftmals schwierigen Lebenslagen. 
Angesichts der jüngsten starken Flüchtlingszuwan-
derung aus der Ukraine stehen neuerlich die oben 
genannten Organisationen des Migrationsregimes 
unter Druck, die anhaltend hohen Migrationsbewe-
gungen in die Bundesrepublik zu verwalten und zu 
organisieren. 

Die vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
im Fördernetzwerk Interdisziplinäre Sozialpolitikfor-
schung geförderte Nachwuchsforschungsgruppe 
Migration und Sozialpolitik1 untersucht von 2017 bis 
2023, wie lokale sozialstaatliche Akteure Fluchtmig-
ration bearbeiten und wie Geflüchtete die sich bie-
tenden Möglichkeiten nutzen bzw. wie sie mit Aus-
schlüssen umgehen. Ziel ist es nicht nur, die admi-
nistrativen Problembeschreibungen zu analysieren, 
sondern diese Vorgehensweisen in den Wahrneh-
mungen und Nutzungsmustern der Geflüchteten 
selbst zu spiegeln.  

Wir nehmen die aktuelle Situation – in der neuerlich 
absehbare Aufnahmekapazitäten in Schulen, Integ-
rationskursen usw. an ihre Grenzen stoßen – zum 
Anlass, zu reflektieren, wie Fluchtmigration in die 
Bundesrepublik abseits normativ aufgeladener In-
tegrations-, Sicherheits- und Kulturdebatten in ihrer 

_ 

1 Die Nachwuchsgruppe „Migration und Sozialpolitik -Studien zu Gover-
nance, Gestaltung und Nutzung lokaler Sozialpolitik im Zeichen der 
Fluchtmigration“ forscht am Institut Arbeit und Qualifikation der Univer-
sität Duisburg-Essen. Neben den Autor*innen dieses Reports sind auch 

sozialpolitischen Dimension beschrieben werden 
kann. Mit „sozialpolitischer Dimension“ meinen wir 
den Zugang zu und die Nutzung von sozialen Diens-
ten und zu sozialen Rechten und umgekehrt die Am-
bitionen Geflüchteter auf Bildung, Gesundheit und 
Erwerbsarbeit in der Bundesrepublik. Die sozial-
staatlichen Erwartungen (etwa die Förderung und 
Forderung von Integration im § 43 AufenthG) spie-
geln sich gebrochen in den Rationalisierungen, Er-
wartungen und Vorgehensweisen von Geflüchteten 
wider. Wir fragen in diesem Report, was Geflüchtete 
benötigen und was lokale Akteure aus der Fluchtzu-
wanderung gelernt haben. Dabei werfen wir vor al-
lem Schlaglichter auf  

1) eine Bewegung zunehmender rechtlicher 
Stratifizierung. 

2) auf die Strategien im Umgang mit Statuszu-
weisungen und lokalen Gelegenheitsstruk-
turen. 

3) auf organisationale Handhabungen von 
Fluchtmigration. 

Wir argumentieren, dass sich Zugang und Nutzung 
sozialer Rechte und Leistungen im Zusammenspiel 
dieser Faktoren aufzeigen lassen. 

Für diese Argumentation greifen wir vor allem De-
batten um die sozialpolitische Wirkung der Plurali-
sierung von Rechten auf (2.1) und zeigen, wie die 
Rolle lokaler Akteure gefasst wird (2.2). Darauf auf-
bauend beschreiben wir wie das System zunehmen-
der rechtlicher Pluralisierung von Statuspositionen 
von Geflüchteten, das Möglichkeiten öffnet und ver-
schließt (3.1). Wir fragen, welche Faktoren dazu füh-
ren, dass Personen sehr unterschiedlich mit ihren 
Statuspositionierungen umgehen können (3.2) und 
welche Faktoren unterschiedliche lokale Politiken 
bedingen (3.3.). Wir zeigen zudem, welche Herange-
hensweisen sich als erfolgreich erwiesen haben, um 
Möglichkeiten für Zugänge zu sozialen Diensten zu 
schaffen (4). 

Prof. Dr. Ute Klammer sowie Dr. Katrin Menke Teil der Forschungs-
gruppe. 
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2 Hinsichten und Entwicklungslinien der 
Forschung zu Fluchtmigration und So-
zialpolitik 

Die Jahre nach 2015 führten zu einem wachsenden 
Interesse einer in der Bundesrepublik nicht sonder-
lich ausgebauten Forschung zu Fluchtmigration 
(Kleist et al. 2019). Die Schwerpunkte lagen dabei 
oftmals auf Integrationsfragen aus Sicht administra-
tiver Problemstellungen der Aufnahmegesellschaft. 
Es ging um wirtschaftliche wie demografische Aus-
wirkungen von Migration, Datenaustausch und -ma-
nagement, um Integrationsmonitoring, um die Über-
tragung von Abschlüssen oder eine nicht nur zahlen-
mäßig ausreichende, sondern auch qualitativ hoch-
wertige Kapazität an Sprachlernangeboten (Thrän-
hardt 2020; Bogumil und Kuhlmann 2022; Bojaǆijev 
und Römhild 2014). 

Wir greifen im Folgenden zwei für diesen Report 
zentrale Forschungsstränge auf, die weniger einen li-
nearen Ablauf von Integrationsbemühungen in Bil-
dung, Arbeit und Staatsbürgerschaft nahelegen, als 
ein Zusammenwirken von Gesetzgebung auf ver-
schiedenen Ebenen, deren organisationaler Handha-
bung und den Nutzungsmustern von Geflüchteten. 
Dabei ist es ein Begriff differentieller Inklusion, der 
diesem Vielfaktorenspiel eine Gestalt gibt und uns 
erlaubt, sowohl Gesetzgebung als auch subjektive 
Bewegungsmuster zu erfassen (2.1). Zudem schlie-
ßen wir an Diskurse an, die sich für lokale Phäno-
mene und vor allen die organisationale Umsetzung 
von Gesetzen interessiert (2.2). Beide Forschungs-
stränge berücksichtigen zwar den Nationalstaat, 
stellen ihn aber nicht ins Zentrum ihrer Betrachtun-
gen (Nieswand 2016). 

2.1 Einwanderungsdiskurse und differenti-
elle Inklusion  

Die Einwanderungsdiskurse der vergangenen Jahre 
haben sich in Richtung des demografischen Wandels 
und Fachkräftemangels verschoben. Einwanderung 
qualifizierter Arbeitskräfte und die weitere Anhe-
bung der Erwerbsquote von Frauen sind die zentra-
len Mittel, um einem immer spürbarer werdenden 
Mangel an Arbeits- und Fachkräften entgegenzuwir-
ken. Die Aufnahme von Geflüchteten ist dagegen zu-
nächst an humanitären Erwägungen orientiert 
(siehe unten, 3.1). Vermehrt aber leitet auch der Be-
darf an Arbeitskräften für den bundesdeutschen Ar-
beitsmarkt die Thematisierung von Fluchtmigration 

an und steht zuweilen konfliktreich neben Sicher-
heitsaspekten und kulturellen Differenzwahrneh-
mungen. Diese zunehmende Verschiebung hin zu ei-
ner neoliberalen Politik des „Migrationsmanage-
ments“ betont die Nützlichkeit spezifisch qualifizier-
ter Migrationen und basiert zum einen auf selek-
tiven Zuwanderungsmöglichkeiten und beschränkt 
zum anderen Aufenthaltsrechte für eine große 
Gruppe von Migrant*innen. 

In diesen herrschenden Diskursen werden so Albert 
Scherr und Gökçen Yüksel drei unterschiedliche 
staatliche Intentionen sichtbar:  

„die Verhinderung unerwünschter Migration 
durch Abwehrmaßnahmen an den nationalen 
und europäischen Außengrenzen (...); die ideo-
logische und rechtliche Durchsetzung einer 
Aufteilung in solche Flüchtlinge, denen ein An-
spruch auf Aufnahme und Schutz zugespro-
chen wird, und diejenigen, denen legitime 
Fluchtgründe bestritten werden; die Weiter-
entwicklung von Maßnahmen zur Integration 
derjenigen, denen eine gute Bleibeperspektive 
zugesprochen wird, bei gleichzeitiger Forcie-
rung von Maßnahmen, durch die eine Ausreise 
von Flüchtlingen erzwungen werden soll“ 
(Scherr und Yüksel 2016, S. 5). 

Davon ausgehend werden Sonderlösungen und 
Maßnahmen entwickelt, die eine Pluralisierung von 
Statuspositionen als Output haben. Lydia Morris 
(2003) hat diese Entwicklungen frühzeitig als „civic 
stratification“ benannt (Siehe unten v.a. 3). Trotz 
Gleichheitsansprüchen entstehen mehr und mehr 
abgestufte Rechtspositionen für verschiedene „Ty-
pen“ von Ausländer*innen „unterhalb“ voller staats-
bürgerschaftlicher und sozialer Rechte. 

Folge dieser Vervielfältigung von Rechtspositionen 
ist ein ungleicher und stellenweise auch schwer 
überschaubarer Zugang in die sozialen Leistungen 
und Dienste, in den Arbeitsmarkt (Schwenken 2021; 
Schlee 2021) sowie in Bildung (Söhn 2014; Bakoben 
et al. 2020) oder Gesundheit (Lindner 2021). Wir 
können das etwa gut an der Gesundheitsversorgung 
von Geflüchteten sehen. So werden Geflüchtete an-
hand ihrer Statuspositionen und damit Nationalitä-
ten entweder mittels der elektronischen Gesund-
heitskarte in die gesetzliche Krankenkasse integriert 
oder – falls sie unter die Bestimmungen des Asylbe-
werberleistungsgesetzes (AsylbLG) fallen – durch die 
Übernahme von Behandlungskosten ausschließlich 
bei akuten Erkrankungen systematisch schlechter 
gestellt.  
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Zwar zielen alle gesetzlichen Änderungen im Aufent-
haltsrecht zumindest in ihrer Selbstbeschreibung 
des Gesetzgebers auf Transparenz und Vereinfa-
chung. Allerdings steigt mit jeder weiteren Differen-
zierung die Zuordnungsmöglichkeit von Auslän-
der*innen und erhöht gleichzeitig auch die Entschei-
dungskomplexität in den lokalen Behörden (siehe 
unten, v.a. 3.1 und 3.2). Dieses System anhaltender 
Differenzierung rechtlicher Positionen von Migrier-
ten ist kein Alleinstellungsmerkmal der Bundesre-
publik. Selbst die als universalistisch geltenden 
Wohlfahrtsstaaten führen eine zunehmende Diffe-
renzierung von Statuspositionen für Migrant*innen 
ein (Könönen 2018). 

Diese rechtliche Entwicklung ist nicht leicht zu be-
werten. Denn sie schafft neue Einwanderungswege 
für Drittstaatsangehörige und zusätzliche Chancen 
für Geflüchtete. Gleichermaßen verbaut sie nach 
wie vor zahlreichen Personen den Zugang zu Rege-
linstrumenten der Sprach- und Berufsförderung o-
der der Gesundheitsversorgung. 

Was treibt diese Entwicklung an? Ilker Ataç und Sieg-
linde Rosenberger sprechen von einem Migration 
Control Social Policy Nexus (Ataç & Rosenberger 
2019). In dieser Logik gilt es keine „Fehlanreize“ im 
Aufenthaltsrecht zu schaffen. Personen, deren Asyl-
antrag abgelehnt wurde, sollten entsprechend nur 
einen beschränkten Zugang zu sozialen Leistungen 
erhalten. Andernfalls würde das Fehlverhalten – also 
einen Asylantrag zu stellen, obwohl man nicht asyl-
berechtigt ist – belohnt werden. Die Sozialpoliti-
schen Akteure regulieren damit Einwanderung im in-
neren nach und differenzieren zwischen erwünsch-
ter und unerwünschter Einwanderung. Neuerlich 
weist Morris (2021, S. 142) in einer jüngeren Publi-
kation auf die Wahlverwandtschaft von Einwande-
rungs- und Aktivierungspolitik hin, die gleicherma-
ßen mit ökonomisch handelnden Personen kalkulie-
ren, die auf Belohnungen („Anreize“) und strafende 
Ausschlüsse zu reagieren scheinen. 

Unabhängig von dieser Steuerungskalkulation er-
weisen sich die rechtlichen Ein- und Ausschlüsse als 
zentrale Bedingungsfaktoren für Handlungsmöglich-
keiten von Geflüchteten. Sie sind aber nicht der ein-
zige Faktor, mit dem zu rechnen ist, wenn man sich 
für Handlungen Geflüchteter und lokale Politiken in-
teressiert. Das wird etwa sichtbar, wenn wir uns die 
Arbeitsmarktintegration von Geflüchteten ansehen. 
Die Zahl der Arbeitnehmer*innen aus den zahlenmä-
ßig größten Asylherkunftsländern steigt anhaltend. 
Inzwischen sind fast eine halbe Millionen Personen 

aus Syrien, dem Irak, Afghanistan etc. in der Bundes-
republik beschäftigt (Bundesagentur für Arbeit (BA) 
2022a) Vor zehn Jahren waren es gerade einmal ca. 
70.000 Personen. Wie erwartet steigt auch die Be-
schäftigtenquote dieser Personengruppe auf inzwi-
schen über 40 %. Deutlich wird jedoch auch, dass Ge-
flüchtete sich oftmals in prekärer Beschäftigung be-
finden und sich ebenso prekäre Lebenslagen 
dadurch verfestigen können. Gleichermaßen weisen 
sowohl die zur Verfügung stehenden Datensätze zu 
Bildungs- und Arbeitsmarktlagen Geflüchteter wie 
auch unsere in zwölf Kommunen erhobenen Daten 
auf eine Reihe von Ausschlussmechanismen hin. 
Wenn das so genannte Integrationsparadigma we-
gen seines normierenden Einsatzes mehr und mehr 
kritisiert (Schinkel 2018) und stellenweise durch Be-
griffskonstruktionen wie „Umgang mit migrations-
bezogener Diversität“ ersetzt wird, so öffnen sich 
auch wissenschaftlich neue Herangehensweisen an 
die Fassung verschiedener Formen grenzüberschrei-
tender Mobilität jenseits eines linearen Ablaufens 
von Migration – Integration – Staatsbürgerschaft 
(Favell 2022) und hin zu einer lebensweltlichen Be-
trachtung von Fluchtmigrant*innen als aktive Ak-
teur*innen (Bojaǆijev und Römhild 2014; Glick 
Schiller et al. 1995). Das wollen wir in diesem Report 
sichtbar machen. 

Gerade Konzepte von differentieller Inklusion wei-
sen sowohl auf die Gleichzeitigkeit von Ein- und Aus-
schlüssen wie auch auf den subjektiven Umgang da-
mit hin (Mezzadra und Neilson 2013, S. 58). Sie kön-
nen auf verschiedenen Ebenen beobachtet werden: 
Sie betreffen sowohl die formale Gesetzgebung, de-
ren lokale Umsetzung, aber auch die subjektiven Po-
sitionierungen von Geflüchteten in politischen Rah-
mungen und im Umgang mit organisationalen Prak-
tiken. Mit einer solchen Multiperspektivoptik erhal-
ten wir ein Bild programmatisch formulierter Integ-
rationsziele, organisational gebrochener Umsetzun-
gen und schließlich subjektiver Nutzungsweisen. Un-
sere Forschungen zur Koproduktion lokaler Sozialpo-
litik wiesen bereits in diese Richtung (Bakoben et al. 
2020; Bakoben et al. 2019).  

2.2 Lokale Politik im Mehrebenensystem 
und Street-Level-Bureaucracy 

Ein weiterer Strang von nationaler wie auch interna-
tionaler Forschungsliteratur beschäftigt sich mit den 
lokalen Varianzen migrationsbezogener Politiken im 
Mehrebenensystem. Der Fokus liegt dabei oftmals 
auf dem sich mehr und mehr ausdifferenzierenden 
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Feld der kommunalen Integrationspolitik. Als freiwil-
lige Aufgabe beschreibt sie den zentralen Gestal-
tungsraum der kommunalen Gebietskörperschaf-
ten. Die Bedingungsfaktoren sind dabei institutio-
nelle Rahmungen (z. B. Landesintegrationsgesetze, 
Haushaltssperren), sozialstrukturelle Gegebenhei-
ten (z. B. Arbeitsmärkte oder Infrastrukturen) und 
nicht zuletzt die lokalen migrationsbezogenen Dis-
kurse und Rationalisierungen sowie die Frage, wie 
sich Schlüsselakteure, so etwa Verwaltungsspitzen 
oder lokale Zivilgesellschaft, in dem Feld positionie-
ren (Schammann et al. 2021). 

Die Rolle der Kommunen 

Im breiten Akteursspektrum lokaler migrationsbezo-
gener Politik (Bakoben et al. 2020, S. 49) erscheint 
die Kommune als zentrale Akteurin der Koordination 
der verschiedenen Rechtskreise sowie privater und 
zivilgesellschaftlicher Akteure. Zu den kommunalen 
Politiken im engeren Sinn gehören integrationspoli-
tische Maßnahmen im Bereich der freiwilligen Auf-
gaben. Zudem erfolgt die Gewährung der Leistungen 
zu lokaler Sozialpolitik durch die Sozialämter der 
Kommunen und wird von Regelungen der Bundes-
länder beeinflusst (Bogumil et al. 2017; Scholz 2016; 
Razum & Bozorgmehr 2016). Dort ergeben sich 
Handlungsspielräume für Kommunen, die sich in un-
terschiedlichen Interpretationen und Praktiken äu-
ßern. Insbesondere im Bereich der Gesundheitsver-
sorgung spielen Kommunen aufgrund ihrer allgemei-
nen Daseinsfürsorge und Zuständigkeit für Wohn- 
und Lebensbedingungen eine zentrale Rolle für prä-
ventive Maßnahmen sowie die Gesundheitsförde-
rung, was sich auch im Lebensweltansatz des Prä-
ventionsgesetzes widerspiegelt (Böhm 2017).  

Die Praxen lokaler Sozialpolitik, wie etwa Gesund-
heits-, Bildungs- oder Arbeitsmarktpolitik, werden 
im wissenschaftlichen Diskurs nur selektiv mit den 
lokalen integrationspolitischen Herangehensweisen 
zusammen gedacht. Trotz der Forderung nach inte-
grierten und feldübergreifenden lokalen Lösungen, 
gelingt es auch der Wissenschaft nicht, die verschie-
denen politischen Handlungsfelder in ihrer Komple-
xität integriert zu erfassen.  

Erst in der Zusammenschau verschiedener Felder 
können wir bemühte Integrationspolitik und gleich-
zeitig re-regulierende lokale Ordnungspolitik neben-
einander beobachten. Lokale Politik zielt nicht in 
eine Richtung, sondern ist von verschiedenen Stake-
holdern, deren Rationalitäten, Zielsetzungen und or-
ganisationalen wie strukturellen Praktiken geprägt 

(Schlee 2020). Der Ausbau integrationspolitischer 
Strukturen und der Ausbau von Sonderstrukturen 
für bestimmte Zielgruppen kann beispielsweise gut 
neben einem allgemeinen Mangel an Schulplätzen 
und Kinderbetreuungsplätzen stehen (Bakoben & 
Schlee 2023). Eine Kommune kann gleichzeitig gute 
Sprachlernstrukturen schaffen, aber durch restrik-
tive Implementationen des Aufenthaltsrechts oder 
Einsatz anderer ordnungspolitischer Instrumente 
zeitgleich Zugänge verbauen und erschweren. Frag-
lich wird damit, ob „die Kommune“ als einheitlicher 
Akteur die relevante Größe der Ausgestaltung loka-
ler Fluchtpolitik ist. 

Politiken der Organisation und Street-Level-Bu-
reaucracy 

Dementsprechend wächst in der nationalen wie 
auch internationalen Forschungslandschaft das Inte-
resse an der kommunalen Organisation der Folgen 
von Fluchtmigration (Lang et al. 2021). Die Freiheits-
grade „lokaler Politik“ werden dann weniger in „der 
Kommune“ – die ja kein einheitlicher Akteur ist – ge-
sucht, sondern je nach Hinsicht auf der Mesoebene 
der Organisationen, ihrer Kultur, ihrer (rechtlichen) 
Programme und Personalstrukturen oder gar auf der 
Mikroebene individueller Idiosynkrasien oder eines 
impliziten Wissens. Dabei werden die jeweiligen or-
ganisationalen Gepflogenheiten und das Wissen von 
Organisationen bereits in der Asylentscheidung 
wirksam (Schittenhelm & Schneider 2017). Sie prä-
gen aber auch den Umgang der kommunalen Aus-
länderbehörden mit Duldung und Zugang zu Ausbil-
dung (Bauer und Schreyer 2019). Gerade wo Zielkon-
flikte und Handlungsunsicherheiten herrschen, wer-
den oftmals auch rassistische Wissensbestände zur 
Einordnung von Migrant*innen herangezogen 
(Graevskaia et al. 2022). Zudem spiegeln sich die po-
litischen Diskurse in Verbindung mit Zugehörigkeits-
vorstellungen auch in der Umsetzung von (in)formel-
len Zugängen durch Bürokraten wider (Menke und 
Rumpel 2022). 

Abseits der politisch administrativen Struktur wer-
den schließlich eine Reihe spezifisch sozial-räumli-
cher Faktoren wirksam (Jepkens et al. 2020). Lange 
war es die Differenz von Stadt und Land, anhand de-
rer die Aktivität und Erfahrung von lokalen Akteuren 
in Bezug auf Einwanderung thematisiert wurde 
(Mehl et al. 2023). Spezifische Arbeitsmarktlagen, 
Bildungs- und Gesundheitsversorgungsinfrastruktu-
ren, verkehrstechnische Anbindung, die auch in ur-
banen Regionen örtlich problematisch sein können,  



2023 | 01   IAQ-Report 

 

6 

oder lokale Wirtschaftszweige (Tourismus, Landwirt-
schaft, etc.) stellen eine vielschichtige lokale Gele-
genheitsstruktur für Geflüchtete dar. 

Unabhängig von diesen politischen und sozialräum-
lichen Differenzierungen haben wir eine Reihe von 
Problemlagen identifiziert, die nicht von einer spezi-
fisch lokalen Konfiguration abhängig sind. Gleichzei-
tig sind wir in unseren Forschungen genauso auf in-
dividuelle Strategien im Umgang mit diesen lokalen 
Gelegenheitsstrukturen gestoßen, wie auf administ-
rative Praktiken, denen es gelingt, Neuankommende 
an die lokalen Gelegenheiten heranzuführen.  

Entsprechend liegt der Fokus des Reports auf den 
gesetzlichen Rahmen, der differenzierte Zugänge in 
die Systeme sozialer Sicherung schafft (3.1) um da-
rauf aufbauend zu zeigen, wie Geflüchtete in Abhän-
gigkeit ihrer mitgebrachten Ressourcen mit Ein- und 
Ausschlüssen umgehen (3.2) und schließlich, welche 
Räume auch Organisationen haben, um Zugänge zu 
schaffen oder zu verwehren (3.3). 

2.3 Empirische Erhebungen und Auswertun-
gen 

Die Darstellungen basieren auf Erhebungen, die im 
Rahmen der Forschungsgruppe Migration und Sozi-
alpolitik (MigSoz) zwischen 2018 und 2021 stattge-
funden haben. Die Erhebungen erfolgten in unter-
schiedlichen sozialpolitischen Bereichen (Arbeit, Bil-
dung, Gesundheit), mit unterschiedlichen Personen-
gruppen (bspw. junge Erwachsene aus Subsahara Af-
rika) und Problemlagen (bspw. Substanzkonsum). 
Dabei ging es immer um die doppelte Frage nach lo-
kalen Strukturen und deren Nutzung durch Geflüch-
tete (Bakoben & Rühl 2020; Oelerich & Schaarschuch 
2005). 

In unterschiedlichen Erhebungsformaten konnten 
unterschiedliche Bereiche des Sagbaren austariert 
werden. Empirische Erhebungen mit unterschiedli-
chen Gruppen von Gruppen von Migrant*innen und 
im Besonderen mit Geflüchteten können spezifische 
Herausforderungen mit sich bringen. Der Umgang 
mit Sprachendiversität ist nicht nur eine technische, 
sondern auch eine soziale Frage, die je nach Arran-
gement die Gesprächssituation beeinflusst und Sag-
barkeitsfelder absteckt. Sowohl ökonomische Res-
sourcen für Übersetzende als auch Kenntnisse über 
Dialekte und auch Machtverhältnisse innerhalb von 
Sprachengruppen, aber auch zu uns als Forschen-
den, können dabei Einfluss nehmen (Tempes und 

Rumpel 2022). Neben den Interviews mit Expert*in-
nen auf Deutsch wurden die Interviews mit Geflüch-
teten teilweise auf Deutsch, aber auch in einer Lin-
gua Franca wie Englisch oder Französisch geführt o-
der in einer gewünschten Sprache der Gesprächs-
partner*innen als „Gesprächstriade“ (Rumpel & 
Tempes 2019) mit einer übersetzenden Person.  

An den Erhebungen waren neben den Forscher*in-
nen auch feldaffine Personen (Projektberater*innen 
mit Flucht- und Migrationserfahrungen) bei der Ge-
staltung von Erhebungsinstrumenten, bei der Um-
setzung und Auswertung der Erhebungen (Kamali-
Chirani et al. 2020), wie auch Übersetzende beteiligt. 
Den Herausforderungen entsprechend wurden die 
empirischen Erhebungen in einer methodischen 
Vielfalt den Situationen angepasst. Neben narrati-
ven Interviews mit und ohne Tonbandaufnahmen 
(mit anschließenden Talking Field Notes) sowie eth-
nografischen Gesprächen mit Geflüchteten wurden 
Expert*inneninterviews sowie informelle Gespräche 
(Spittler 2001) mit Fach- und Führungskräften ge-
führt. Daneben wurden auch Gruppendiskussionen 
auf Arabisch und Farsi geführt. Diese Diskussionen 
firmierten unter dem Titel „Leben und Arbeiten in 
der Bundesrepublik“ (siehe zur methodischen Um-
setzung und zu Ergebnissen Kamali-Chirani et al. 
2020). Im Unterschied zu Einzelinterviews mit For-
scher*innen entwickeln sich in Gruppendiskussio-
nen eigenlogische Gesprächsdynamiken (Kühn & Ko-
schel 2011).  

Nun lässt sich bei all unseren Erhebungsformaten 
durchaus einwenden, wir hätten es mit Einzelfällen 
zu tun, die keinen Rückschluss auf die Grundgesamt-
heit der Geflüchteten erlauben. Das ist korrekt. 
Gleichermaßen aber ermöglichen eben diese Erhe-
bungsformate Artikulationen, die in anderen Befra-
gungsarten keinen Raum finden. Emotionalisierung, 
Polarisierung und spezifische, sich im Diskussions-
verlauf herausbildende Rollen in einer Gruppe prä-
gen die Gesprächsdynamiken in Gruppendiskussio-
nen und eröffnen damit einen eigenständigen Arti-
kulationsraum mit intern validierten Aussagen. 

In diesem Report liegt der Fokus auf Auswertungser-
gebnissen von drei Forschenden, die sich aus Per-
spektive der Institutionen als auch Nutzer*innen auf 
die unterschiedlichen lokalen Bedingungen und Set-
tings bei der Implementation sozialstaatlicher Ange-
bote beziehen. Die zugrundeliegenden Erhebungen 
fanden in neun der 12 Kommunen in acht Bundes-
ländern im Norden, Süden, Osten und Westen 
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Deutschlands, in städtischen und ländlichen Kom-
munen statt, um ein möglichst heterogenes Bild zu 
erhalten sowie auch deutschlandweit in fluchtbezo-
genen Praxisprojekten. Dabei wurden insgesamt 151 
Personen interviewt, darunter 97 Expert*innen aus 
dem Dritten Sektor, Zivilgesellschaft und Verwaltung 
sowie 54 Geflüchtete, die in den ausgewählten Kom-
munen lebten. Die Auswahl erfolgte feldspezifisch 
anhand von Differenzkriterien wie Geschlecht, Her-
kunftsland, Alter und Problemlagen. Daneben wur-
den in einzelnen Kommunen Gruppendiskussionen 
durchgeführt. 

Die Auswertungsmethoden sind so vielfältig wie die 
Erhebungsmethoden und unterscheiden sich auch 
innerhalb der Forschungsgruppe. So wurden sowohl 
inhaltsanalytische Ansätze nach Mayring (Mayring & 
Brunner 2007) angewendet, als auch die Methode 
der Grounded Theory (Strauss & Corbin 1994) und 
intersektionale Ansätze (Winker & Degele 2010). 
Eine tiefere Analyse des Materials ergab sich aus In-
terpretationsrunden mit anderen Wissenschaft-
ler*innen. 

3 Was Ausschlüsse erzeugt und wie Ak-
teure ihnen begegnen 

Bevor wir fragen, wie Geflüchtete dieses System dif-
ferenzierter Statuspositionen wahrnehmen (3.2.) 
und mit ihnen umgehen. Auch die Vorgehensweisen 
lokaler Organisationen wirken auf die Möglichkeiten 
der Geflüchteten (3.3.). Doch zunächst werfen wir 
einen kurzen, sicherlich nicht vollständigen Blick auf 
die Grundgestalt des bundesdeutschen Asylsystems 
(3.1). 

3.1  Statuspositionen und differentielle In-
klusion 

Nach Angaben des Ausländerzentralregisters lebten 
am 30. Juni 2021 knapp 44.000 Personen mit einer 
Asylberechtigung, ca. 750.000 Personen mit Flücht-
lingsschutz nach Genfer Konvention und ca. 250.000 
Personen mit einer Duldung in der Bundesrepublik. 
Die Zahlen sind sehr dynamisch: Einige Geflüchtete, 
die nach 2015 einreisten, sind bereits deutsche 
Staatsbürger*innen, andere haben eine dauerhafte 
Aufenthaltserlaubnis und wieder andere verharren 
langjährig in Duldung (BtDrs. 19/32579, S.33ff.).  

Die Leitunterscheidung für Geflüchtete ist diejenige 
zwischen Anerkennung und Ablehnung ihres Asylan-
trages. Es existieren drei Kategorisierungen, die den 
Zugang zu Sozialsicherungssystemen bedingen: 1) 
Asylberechtigte, 2) Flüchtlinge nach Genfer Flücht-
lingskonvention (GFK) und 3) Personen mit subsidiä-
rem Schutz oder einem Abschiebungsverbot (Dul-
dung). Diese Kategorisierungen basieren auf Krite-
rien wie etwa Aufenthaltszweck und -dauer oder 
Herkunftsland, welche letztlich auch über einen un-
terschiedlich gefestigten Aufenthalt entscheiden 
(Riecken 2006). 

 
1) Als asylberechtigt gelten Personen, denen das 
Grundrecht auf Asyl nach Art. 16a des Grundgeset-
zes zugesprochen wird. Es geht dabei um politisch 
Verfolgte, die durch staatliche oder staatsähnliche 
Akteure verfolgt werden. Staatsähnliche Akteure 
können zum Beispiel Parteien in einem Bürgerkrieg 
sein. Personen in dieser Kategorie haben qua Gesetz 
eine Aufenthaltserlaubnis für drei Jahre. Eine Nie-
derlassungserlaubnis kann bei Vorliegen der ent-
sprechenden Voraussetzungen nach fünf Jahren be-
antragt werden, wobei sich dieser Zeitraum auf drei 
Jahre verkürzt, wenn die deutsche Sprache be-
herrscht wird (Niveau C1 des Gemeinsamen Europä-
ischen Referenzrahmens für Sprachen) und der Le-
bensunterhalt weit überwiegend gesichert ist. Dar-
über hinaus bekommen sie direkt nach Erhalt der 
Aufenthaltserlaubnis einen unbeschränkten Arbeits-
marktzugang, einen Bildungszugang durch Teil-
nahme an Integrationskursen und weitere Bildungs-
angebote und haben Anspruch auf privilegierten Fa-
miliennachzug sowie Anspruch auf Leistungen der 
gesetzlichen Krankenversicherung (BAMF 2022a). 

2) Die Anerkennung als Flüchtling beruht auf der 
Genfer Flüchtlingskonvention (GFK) (§ 3 Abs. 1 AsylG; 
§ 25 Abs. 1 bis 3 AufenthG; § 26 AufenthG). Auf Basis 
der GFK gelten Menschen als Flüchtlinge, die aus be-
gründeter Furcht vor Verfolgung von staatlichen o-
der nichtstaatlichen Akteuren im Bundesgebiet 
Schutz suchen. Personen in dieser Kategorie können 
auch durch einen sicheren Drittstaat einreisen. Au-
ßerdem kann die Verfolgung auch von nichtstaatli-
chen Akteuren ausgehen, wenn der Herkunftsstaat 
nicht in der Lage oder nicht willens ist, wirksamen 
Schutz zu bieten. Flüchtlinge nach GFK erhalten die 
gleichen Rechte und Zugänge wie Asylberechtigte. 

3) Neben dem internationalen Flüchtlingsschutz 
(GFK) prägt das Recht der Europäischen Union das 

http://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/index.html
http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/index.html
http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/index.html
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bundesdeutsche Asylsystem. Mit der „Qualifikati-
onsrichtlinie“ wurde 2004 ein weiterer Schutzgrund 
eingeführt, der auch Personen umfasst, die einen 
„ernsthaften Schaden“ aufgrund innerstaatlicher 
und zwischenstaatlicher Konflikte (also weder poli-
tisch noch anderweitig individuell verfolgt werden) 
zu erwarten haben. Dazu gehören zum Beispiel: die 
drohende Vollstreckung der Todesstrafe, Folter, un-
menschliche oder erniedrigende Behandlung oder 
Bestrafung oder eine ernsthafte individuelle Bedro-
hung des Lebens oder der Unversehrtheit einer Zivil-
person infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines 
internationalen oder innerstaatlichen bewaffneten 
Konflikts. Personen unter diesem subsidiären Schutz 
erhalten in der Regel eine kürzere Aufenthaltser-
laubnis. 2016 wurde zudem der Familiennachzug für 
diese Personen eingeschränkt. Wie unscharf die 
Grenzen zwischen den beiden Schutzgründen sind, 
zeigt das Jahr 2016, als zahlreichen Geflüchteten aus 
Syrien ein subsidiärer Schutzstatus zugesprochen 
wurde, allerdings war ein Großteil (ca. 80 %) der be-
arbeiteten Klagen dagegen erfolgreich (Schwarz 
2017).  

Der Blick auf das bundesdeutsche Asylsystem bleibt 
unvollständig, ohne es im europäischen Rahmen zu 
verorten. Erst die Zusammenbrüche und Konflikte in 
der Folge des sogenannten Arabischen Frühlings und 
Öffnungen im europäischen Grenzregime ermög-
lichten die Fluchtmigration in die Bundesrepublik. 
Die Schließung des europäischen Grenzregimes mit 
seinen zweifelhaften zwischenstaatlichen Abkom-
men und seinen menschenrechtlich unhaltbaren 
Grenzpraktiken führte ab 2017 wieder zum Rück-
gang der Asylzahlen. Trotz verschiedener Reformini-
tiativen einigen sich die europäischen Staaten nicht 
auf Verteilungsschlüssel. Auch befinden sich bis 
Ende 2021 ca. 43.000  Geflüchtete in der Bundesre-
publik, die nach dem völkerrechtlichen Dubliner 
Übereinkommen in das Land zurückgeführt werden 
sollen, in dem sie zuerst einreisten und teilweise ih-
ren Asylantrag gestellt haben (BAMF 2022b). Zu 
ihnen gehören etwa Personen, die 2021 über Weiß-
russland nach Polen eingereist sind und aus Polen in 
die Bundesrepublik kamen. Erst wenn sie für sechs 
Monate nicht zurückgeführt werden, können sie ei-
nen Asylantrag in der BRD stellen. Ob weitere Flucht-
gründe, etwa in Folge von Überschwemmungen 
bzw. des Klimawandels (Müller 2021), zu einer Ver-
änderung der Aufnahmegründe für Schutzsuchende 
führen, ist angesichts des europäischen politischen 
Klimas und Verschärfungen im Asylsystem etwa in 

Frankreich und Italien gegenwärtig unwahrschein-
lich (Metais & Pascual 2022). 

Neben den Personen, die auf eine dieser Arten als 
Geflüchtete anerkannt werden gibt es eine Reihe 
von Gründen sich auch mit abgelehntem Asylantrag 
in der Bundesrepublik legal aufzuhalten. So kann bei 
Vorliegen bestimmter Gründe ein Abschiebungsver-
bot erteilt werden (§ 60 Abs. 5 AufenthG; § 60 Abs. 
7 AufenthG). Die Erteilung eines Abschiebungsver-
bots untersagt eine Rückführung in den Staat, für 
den dieses Abschiebungsverbot gilt. Den Betroffe-
nen wird von der Kommunalen Ausländerbehörde 
eine so genannte Duldung erteilt. Die Personen blei-
ben weiterhin ausreisepflichtig, es entfällt lediglich 
der „illegale“ Aufenthalt. Riecken (2006, S. 15) 
spricht deshalb von einem „Aufenthaltsrecht zwei-
ter Klasse“. Eine Erwerbsarbeit darf erst nach Erhalt 
einer Arbeitserlaubnis aufgenommen werden. Die 
Erteilung unterliegt Wartezeiten nach Ankunft in 
Deutschland. Personen mit Duldung unterliegen zu-
nächst einer Residenzpflicht und Wohnsitzauflage 
und haben keinen Zugang zu Integrationskursen und 
werden von Instrumenten der Arbeitsförderung und 
Migrationsberatungsangeboten für Erwachsene 
(MBE) ausgeschlossen. Sie erhalten Leistungen nach 
Asylbewerberleistungsgesetz und sind im Leistungs-
art und Umfang von kommunalen Praxen abhängig. 
Geflüchtete mit Duldung befinden in einer unsiche-
ren Position. Sie hatten bis Januar 2020 keine recht-
liche Basis. Sie erhalten jedoch unter bestimmten 
Voraussetzungen mit dem Migrationspaket von 
2020 eine Aufenthaltserlaubnis und befristete Dul-
dung, wenn sie eine Berufsausbildung absolvieren o-
der einer Erwerbstätigkeit nachgehen. Im Anschluss 
an eine Ausbildungs- oder Beschäftigungsduldung 
besteht unter bestimmten Voraussetzungen die 
Möglichkeit zur Erteilung einer regulären Aufent-
haltserlaubnis (Schreyer 2022). 

Basierend auf dem wachsenden Anspruch auf In-
tegration von Geflüchteten wurden legislativ rea-
giert und neue Gesetzespakete verabschiedet, die 
sich an leistungsorientierten Konzepten orientieren. 
Das gilt vor allem für Personen, deren Asylantrag ab-
gelehnt wurde und die sich dennoch – oftmals lang-
jährig – in der Bundesrepublik aufhalten, aber nur 
eingeschränkten Zugang zu sozialen Leistungen und 
zum Arbeitsmarkt haben. Wichtige Wegmarken die-
ser Entwicklung waren:  

– die Einführung des § 18a Aufenthaltsgesetz 
für qualifizierte Geduldete (2009), 
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– die Einführung der § 25a und b für Integrati-
onsleistungen (von jungen Geflüchteten) 
(2014) (Schammann 2017), 

– die Einführung der Ausbildungsduldung § 
60c AufenthG (2016), die dann wieder rest-
riktiver gefasst wurde und zugleich zu einer 
Beschäftigungsduldung erweitert wurde, 

– die Einführung des Chancen-Aufenthalts-
rechts (§ 104c AufenthG), das langjährig ge-
duldeten Personen ermöglichen soll, die Vo-
raussetzungen für einen dauerhaften Auf-
enthalt in der Bundesrepublik zu erwerben. 

Gerade die Begründung des Gesetzgebers für die 
Einführung des Chancen-Aufenthaltsrechts (BtDrs. 
20/3717, S. 1f.) setzt diese fluchtbezogene Gesetzes-
initiative im Kontext demografischer Entwicklung 
und Arbeitskräftemangel und rückt die Themen 
Flucht und volkswirtschaftliche Entwicklung damit 
zusammen. 

Die verschiedenen Gesetzesinitiativen zielen darauf 
ab, Arbeitskraftressourcen zu erschließen und damit 
Bleibeperspektiven zunehmend im Sinne eines „citi-
zenship by work“ (Scherschel 2016) an erfolgreiche 
Positionierungen am Arbeitsmarkt zu koppeln.  

Die Bewegung der Pluralisierungen im Aufenthalts-
recht ist durchaus ambivalent. Mit dem subsidiären 
Schutz gibt es einen weiteren Schutzgrund. Mit den 
verschiedenen Duldungsgründen und den Öffnun-
gen in Erwerbsarbeit und Zugang zu sozialen Leistun-
gen können auch abgelehnte Geflüchtete in der Bun-
desrepublik Fuß fassen. Das bundesdeutsche Asyl-
system ist tatsächlich offener im Zugang geworden. 
Es verzichtet aber nicht darauf, intern zu sortieren 
und zu entscheiden, in wen es wert ist zu investieren 
und wer weiterhin ausgeschlossen bleibt. Sozialpoli-
tik ist in diesem Sinn ein Instrument der Einwande-
rungskontrolle und soll keine Fehlanreize bieten. 
Folge dieses restriktiven Asylgesetzes ist eine Plura-
lisierung von Rechtspositionen, die zu ungleichen 
und stellenweise auch schwer überschaubaren Mög-
lichkeiten im Zugang zu sozialen Leistungen in 
Deutschland führen (Scherschel 2015). 

Wie gehen diese Personen damit um und welche Zu-
gangswege in die Sozialsicherungssysteme können 
sich ihnen eröffnen? 

3.2 Wie Geduldete ihre rechtlichen Positio-
nierungen wahrnehmen und damit um-
gehen 

Für Geflüchtete ist die Pluralisierung von Statusposi-
tionen im Aufenthaltsrecht und deren Folgen schwer 
nachvollziehbar. Für Behörden eröffnen sich umge-
kehrt Handlungsspielräume und gleichermaßen 
Handlungsunsicherheiten. Widersprüchliche Orien-
tierungen zwischen Leistungserwägungen und Ein-
wanderungskontrolle erhöhen die Streuung von Ent-
scheidungen in Behörden (Schultz 2020). Unter an-
derem Hannes Schammann (2015, S.164) hält fest, 
dass Mitarbeiter*innen in kommunalen Ausländer-
behörden das Aufenthaltsrecht vor Ort neu schrei-
ben (Eule 2016; Schammann 2015b). Diese Einschät-
zung administrativer Praxis spiegelt sich auch in un-
seren Erhebungen und wird als Willkürerfahrung ar-
tikuliert. 

Willkürlich empfindet etwa eine afghanische Frau 
die Ablehnung ihres Asylantrages. Sie lebte langjäh-
rig im Iran und erhoffte sich das Ende ihrer verschie-
denen Diskriminierungen mit Flucht in die Bundesre-
publik 2015. Hier aber stellt sie fest, dass sie in Ver-
gleich zu syrischen und irakischen Geflüchteten wei-
terhin schlechter gestellt bleibt. Ihr Antrag wird zu-
nächst abgelehnt, schon im langwierigen Verfahren 
kann sie keinen Integrationskurs besuchen, weil ihr 
Antrag abgelehnt wird. Der Verweis auf Afghanistan 
als sicheres Herkunftsland erscheint ihr wenig plau-
sibel (Geflüchtete Frau aus Afghanistan, Interview 
2019).  

Im Gegensatz zu Personen, die 2014 – 2016 in die 
BRD flohen und sehr lange Bearbeitungszeiten ihrer 
Asylanträge mit entsprechenden Unsicherheiten 
hatten und haben, erleben Geflüchtete aus der Uk-
raine derzeit eine schnellere und offenere Anerken-
nungspraxis. Im Umgang mit Geflüchteten aus der 
Ukraine entsteht ein Raum, der aufzeigt, was bei 
entsprechendem politischen Willen möglich ist. Bei 
Geflüchteten, die schon zuvor in der BRD waren, 
entsteht allerdings ein Eindruck von Willkür (im Un-
terschied zu einem klaren und nachvollziehbaren 
Rechtssystem), der sich durchaus mit der Beschrei-
bung von „chaotischen“ und rechtlich auch für Ex-
pert*innen nur schwer nachvollziehbaren Praxen in 
verschiedenen europäischen, darunter auch deut-
schen, Einwanderungsbehörden deckt (Eule et al. 
2020). 

Folgen des restriktiven Umgangs mit dem Asylrecht 
in Deutschland und der Wahrnehmung willkürlichen 
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Handelns staatlicher Institutionen aus Perspektive 
der Geflüchteten zeigen sich auch in der Gesund-
heitsversorgung. Hier sind Kostenabdeckungen und 
Finanzierungsmöglichkeiten je nach Status der Per-
sonen unterschiedlich geregelt. Diese Pluralisierung 
führt zu Intransparenz nicht nur für Geflüchtete, 
sondern auch für Fachkräfte:  

„das ist einfach die Finanzierung, die ganz un-
klar ist auch, wie gesagt, je nach Status unter-

schiedlich ist. (…) Wir versuchen, das irgend-
wie mit den Krankenkassen oder mit dem 
Landratsamt im Einzelfall zu erwirken.“ 
(Pädagogische Fachkraft, Interview 2018) 

Neben Angeboten, in denen die gesetzliche Kran-
kenversicherung oder eine Aufenthaltsgenehmi-
gung für den Zugang zu medizinischen Leistungen 
benötigt wird, gibt es auch statusunabhängige Ange-
bote, in denen alle Personen beraten/behandelt 
werden (Pädagogische Fachkräfte, Interview 2018). 
Dadurch erscheinen die Zugänge zur Gesundheits-
versorgung für Geflüchtete intransparent und will-
kürlich. 

Begründung und Inhalt administrativer Vorgehens-
weisen sind für Geflüchtete schwer nachzuvollzie-
hen. Einzelfallabwägungen führen hier zu weit streu-
enden behördlichen Praxen: In unseren Gesprächen 
variiert die Dauer zwischen drei Monaten und einem 
Jahr mit Option auf Verlängerung. Jerome lebt in 
Duldung und beschreibt seine Erfahrungen bei der 
Verlängerung der Duldung wie folgt: 

„Boah das ist anstrengend, ich muss manch-
mal sogar in der Schule absagen, dass ich Dul-
dung verlängern gehe und das dauert ewig. 
Man geht dahin, es gibt keine Sitze, wo man 
sitzen kann und warten, man muss stehen die 
ganzen Zeit bis du aufgerufen wirst“. (Geflüch-
teter Mann aus Ghana, Interview 2019) 

Die aufenthaltsrechtlichen Angelegenheiten sorgen 
nicht nur für Unsicherheiten und unklare Perspekti-
ven, sondern sind auch eine zeitliche Belastung. Die 
Ausländerbehörden umgekehrt erscheinen in unse-
rem Sample als Gegenbild einer „bürgernahen“ Ver-
waltung. Intransparenz und Wartezeiten sowie feh-
lende Möglichkeiten telefonischer Kontaktauf-
nahme kennzeichnen den Umgang mit dieser Be-
hörde.  

Die rechtliche Differenzierung und die mit ihr einher-
gehende Arbeitsbelastung wird auch in den Auslän-
derbehörden reflektiert:  

„Also die Kollegin [Name] ist die Arbeitsgrup-
penleiterin, hatte mal irgendwie eine Liste von 
allen Änderungen der letzten fünf Jahre, das ist 
also unglaublich muss man sagen“. (Auslän-
derbehörde, Interview 2018) 

Gleichzeitig fällt es den Behörden schwer, die wach-
sende rechtliche Komplexität bei oftmals knappen 
Personalressourcen zu handhaben, und ihrem Publi-
kum die Grundlagen ihrer Entscheidung transparent 
zu machen. 

Unabhängig von der empfundenen Machtlosigkeit 
gegenüber ihnen zugeteilten Statuspositionen fin-
den wir in unserem Sample Personen, die aufgrund 
ihres abgelehnten Asylantrages langjährig ohne Zu-
gang zu Bildung, vollumfänglicher Gesundheitsver-
sorgung und Beschäftigung blieben. Genauso haben 
wir Beispiele von Personen, die trotz abgelehntem 
Asylantrag individuelle wie auch gruppenbezogene 
Ressourcen mobilisieren konnten, die es ihnen er-
möglichten, ihren Aufenthalt zu verfestigten, um 
sich Berufsambitionen zu schaffen.  

So auch Patrick, ein geflüchteter Jurist aus Kamerun, 
dem das Recht auf Asyl als verfolgter Homosexueller 
mit der Begründung, er würde „nicht so homosexuell 
aussehen“ rechtswidrig verwehrt wird. Diese Ableh-
nung hat für ihn die Konsequenz, dass er eineinhalb 
Jahre in Duldung leben muss und damit keinen An-
spruch auf Teilnahme am Integrationskurs oder in 
der Folge an weiteren Sprach- und Berufsförderun-
gen hat. Erst mit Hilfe eines lokalen LGBTQIA*-Ver-
eins, der seinen rechtlichen Beistand finanziert, 
wurde eine Anerkennung erzwungen. Zunächst wird 
ihm dadurch der Zugang zum Sprachkurs auf B1 Ni-
veau finanziert, erforderlich für ein Studium wäre je-
doch C1. Daraufhin verdient er sich durch die Arbeit 
als Sprachmittler Geld für einen C1-Sprachkurs. Auf-
grund der komplexen Anerkennungsverfahren wird 
sein Masterabschluss aus Kamerun jedoch nicht an-
erkannt, was ihn 15 Jahre zurückwirft und ihm zu-
nächst keine andere Möglichkeit bleibt, als eine Aus-
bildung anzufangen. Die Begründung ist in national-
staatlich geprägten Rechtssystemen sicherlich nach-
vollziehbar. Zugleich ist es schwer nachzuvollziehen, 
weshalb bestehende Studienleistungen nicht er-
gänzt oder als Brücke in andere Fächer genutzt wer-
den können (Klammer et al. 2020). Aufgrund seines 
Alters von 33 Jahren und aus ökonomischen Grün-
den entscheidet er sich letztendlich „eine Arbeit zu 
finden, um eine Karriere einfach zu bilden“ (Geflüch-
teter Mann aus Kamerun, Interview 2021). Wie in 
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diesem Fall führt die strukturelle Abwertung von Bil-
dungs- und Berufsqualifikationen zu Ausschlüssen 
und Fehlpositionierungen. Die Statuspositionen und 
die schwierige Übertragbarkeit von Erfahrungen und 
formellen Qualifikationen wirken oftmals zusam-
men. Gleichzeitig wird deutlich, dass individuelle 
Ressourcen in diesem Fall die Möglichkeit eröffnet, 
zum einen ein Netzwerk aufzubauen und für rechtli-
chen Beistand zu mobilisieren und zum anderen 
Geld zu verdienen, um an den für ihn vorgesehenen 
Wegen vorbei einen aufbauenden Sprachkurs zu fi-
nanzieren. 

Auch Raghbir lebt zum Interviewzeitpunkt seit drei 
Jahren in Duldung in Deutschland. Als Punjab aus In-
dien erhält er keinen Aufenthaltsstatus. Durch die 
Duldung hat er keinen Zugang zu Integrationskursen 
und erhält keine Arbeitserlaubnis. Sein Zugang zum 
Gesundheitssystem ist über das AsylbLG geregelt 
und ist damit abhängig von Genehmigungen durch 
das Sozialamt. Er hat Schmerzen und bekommt vom 
zuständigen Arzt das immer selbe Medikament ver-
schrieben, das ihm nicht hilft. Den gewünschten 
Wechsel zu einer*m anderen Arzt*in wird ihm vom 
Sozialamt verwehrt. Zahlreiche Versuche, beispiels-
weise Hilfe bei einer Sozialarbeiterin oder im Klini-
kum zu erhalten, laufen ins Leere. Daher greift er als 
Selbstmedikation zu Alkohol, denn: „an sich in 
Deutschland kann man die Schmerzen bisschen lin-
dern, wenn man Bier trinkt“. Das wiederum verun-
möglicht ihm, so sagt er, Deutsch zu lernen, was ihm 
wiederum verwehrt, eine Arbeit (ohne Arbeitser-
laubnis) in der Gastronomie zu bekommen. Zusätz-
lich drohen ihm Kürzungen seiner Leistungen, da er 
seiner auferlegten 80 Cent-Tätigkeit nicht zuverläs-
sig nachgehen kann (Geflüchteter Mann aus Indien, 
Interview 2019). Fehlende Ressourcen werden hier 
beispielhaft deutlich an mangelnden Deutschkennt-
nissen und Zugang zu Netzwerken. Weder professi-
onelle sozialarbeiterische oder medizinische Maß-
nahmen noch ehrenamtliche Unterstützungsange-
bote scheinen für Raghbir erreichbar. Dies führt zu 
multiplen Ausschlüssen, denn durch fehlende medi-
zinische Versorgung ist Raghbir nicht in der Lage, ei-
nen Zugang zu Bildung und Erwerbsarbeit zu erhal-
ten. 

Die Steuerungsambitionen im Aufenthaltsrecht füh-
ren zu immer weiteren Pluralisierungen von Status-
positionen. Behörden fällt es schwer, die rechtliche 
Komplexität eindeutig zu handhaben. Geflüchtete 
erhalten den Eindruck, einem willkürlichen Vollzug 
ausgesetzt zu sein. Dennoch gelingt es auch in dieser 
Situation manchen Geflüchteten, in Abhängigkeit 

von ihren mitgebrachten Ressourcen wie auch in Ab-
hängigkeit von Freund*innen, Migrantenorganisati-
onen oder anderen Unterstützer*innen durch diese 
Ausschlusssituation zu navigieren. Fehlen solche An-
dockstellen, verharren Geflüchteten in Handlungs-
unfähigkeit. Die rechtlichen Regulierungen wirken, 
können aber weder die lokalen Verhältnisse noch 
den Umgang damit determinieren. 

3.3 Flüchtlingspolitik zwischen Ressour-
cenorientierung und organisationaler Ei-
genlogik 

Die Kommunen - namentlich die Ausländerbehörden 
- setzen das Aufenthaltsrecht um. Die kommunalen 
Sozialämter erbringen unter Länderaufsicht die Leis-
tungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz. Auf 
die Beobachtung kommunaler und landesspezifi-
scher Unterschiede haben wir bereits hingewiesen. 
Daneben aber sind das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge wie auch die Arbeitsverwaltungen 
zentrale Akteure lokaler Sozialpolitik für Geflüchte-
ten. Unser Fokus liegt hier auf den Jobcentern. Das 
Jobcenter wird erst zuständig, wenn Schutzsu-
chende als Geflohene anerkannt werden. Nicht so 
bei Geflohenen aus der Ukraine, die nach Registrie-
rung bei der Ausländerbehörde unmittelbar Zugang 
zum SGB II haben. 

Das SGB II kombiniert Mindestsicherung mit Arbeits-
förderung. Das Gütekriterium aktivierender Arbeits-
marktpolitik ist die „Integrationsquote“, also die 
Quote der in Beschäftigung (oder Aktivierungsmaß-
nahmen) vermittelten Personen. Dabei gehört es zu 
den zentralen Zielen arbeitsmarktpolitischer Bemü-
hungen, Angebot und Nachfrage an Arbeitskräften 
auszugleichen. In ihren Vermittlungsbemühungen 
hat Arbeitsmarktpolitik die Lagen und Interessenbe-
kundungen (lokaler) Arbeitsmärkte genauso zu be-
rücksichtigen, wie die individuellen Ressourcen und 
Interessen von Personen, die eine Beschäftigung su-
chen oder aufnehmen wollen. Die Evaluation von 
Flüchtlingsmaßnahmen hält dazu fest, dass sich die 
Vermittlungsfachkräfte bei ihren Entscheidungen 
über die Förderung „primär an den individuellen 
Merkmalen der betreuten geflüchteten Kundinnen 
und Kunden orientieren. Daneben gibt es aber einige 
grundlegende strategische Leitlinien für den Einsatz 
von Maßnahmen bei arbeitsuchenden Personen im 
Kontext von Fluchtmigration“ (Bonin et al. 2021, S. 
219). Hier kommt eine Ambivalenz von Zielstellun-
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gen zum Ausdruck (Schlee 2019), die sich auch in un-
seren Forschungen bemerkbar machte und der im 
Folgenden genauer nachgegangen wird.  

Einen ersten Hinweis auf ein spezifisches Span-
nungsverhältnis lieferten die Gruppendiskussionen 
mit Geflüchteten vornehmlich aus Syrien und aus Af-
ghanistan,  

Die Artikulationen aus Gruppendiskussionen und In-
terviews betraf die Ausrichtung a) an den Bedarfen 
lokaler Arbeitsmärkte, b) an den Bedarfen, be-
stimmte Kurstypen zu füllen und c) den Umgang mit 
Zeitarbeit. 

Zu a) Eine syrische Frau (ca. 25 Jahre) warf in einer 
Gruppendiskussion ein, sie habe BWL studiert und 
nun solle sie hier Kinder betreuen und die Arbeits-
verwaltung dränge sie in entsprechende Praktika. 
Versuche der Übertragung ihrer Studienleistung o-
der aber des gezielten Anschlusses an ihre buchhal-
terischen Vorkenntnisse würden dagegen nicht un-
ternommen. Der Fall hat verschiedene Dimensio-
nen. Er spricht von der geschlechterbasierten Zuord-
nung von Fähigkeiten und Berufen (Salikutluk & 
Menke 2021) in Arbeitsverwaltungen und vom Vor-
rang (relativ kurzfristig) interpretierter Arbeits-
marktbedarfe. Würde die Person den ihr nahegeleg-
ten Berufsweg einschlagen, könnte das als Integrati-
onserfolg verbucht werden. Ob auch aus ökonomi-
scher Sicht diese Arbeitskraftressource an anderer 
Stelle gewinnbringender verwertet werden könnte, 
wird dabei genauso wenig hinterfragt wie der An-
schluss und Ausbau individueller Ressourcen. 

b) Das zweite Beispiel betrifft einen kurdischen 
Mann (35 Jahre), der mit seiner Familie 2015 in die 
Bundesrepublik floh. Er hatte zuvor in seinem Her-
kunftsland in wenig bis gar nicht formalisierten Ar-
beitsverhältnissen als Schreiner gearbeitet. Seine Fä-
higkeiten beziehen sich auf den Umgang mit Holz. 
Sein Ziel ist es, sich als Schreiner selbstständig zu ma-
chen. Nach der Integrationskursteilnahme besucht 
er eine flüchtlingsspezifische Maßnahme der Ar-
beitsverwaltung. Dort erzielt er weder Sprachlern-
fortschritte, noch wird auf seine Interessen und Res-
sourcen eingegangen. Da die aktivierungspolitischen 
Maßnahmen keine anschlussfähigen Abschlüsse 
produzieren, setzt er auch nicht viel Hoffnung da-
rauf, mit dem dort gewonnenen Zertifikat seine Be-
rufslaufbahn voran treiben zu können. Vielmehr be-
merkt er lakonisch: „Na ja: ist auch ein Zeugnis“ (Ge-
flüchteter Kurdischer Mann, Interview 2018). 

zu c) Die Zahl der Beschäftigten in Arbeitnehmer-
überlassungen verweilt mit ca. 800 000 Personen auf 
einem anhaltend hohem Niveau (Bundesagentur für 
Arbeit (BA) 2022c). Personen aus den wichtigsten 
Asylherkunftsländern sind in diesen Beschäftigungs-
verhältnissen überrepräsentiert (BA 2022a). Von 
verschiedenen Interviewten haben wir immer wie-
der gehört: „Hauptsache Arbeit und Geld verdienen, 
egal was.“ Gerade nach der Einreise wird auch pre-
käre und schlecht bezahlte Lohnarbeit als Chance in-
terpretiert, am bundesdeutschen Arbeitsmarkt 
schnell Fuß zu fassen. Teilweise wird aus Sicht der 
Vermittlungsfachkräfte in Jobcentern angemerkt, 
dass Geflüchtete es bevorzugen, schnell Geld zu ver-
dienen und keine weitere Qualifikation, die etwa in 
einem Ausbildungsverhältnis mündet, anstreben 
(Arbeitsverwaltung, Interview 2018). Daran knüpft 
sich aber der Erwartungshorizont, über kurz oder 
lang entprekarisiert zu arbeiten und sich in die Lage 
zu versetzen, seinen Lebensunterhalt bzw. auch den 
der Familienangehörigen aus eigener Arbeitsleis-
tung finanzieren zu können. Dieser Aspekt und eine 
Zukunft in Sicherheit zu schaffen, sind zentrale Ziel-
stellungen der Geflüchteten. Das freilich ist bei ge-
genwärtigen Arbeitsmarktverhältnissen, anhaltend 
hohe Zahlenprekärer Beschäftigungsverhältnisse 
(Bundesagentur für Arbeit (BA) 2022b), die zumeist 
von Migrierten besetzt werden, unwahrscheinlich. 
Es ist kaum möglich mit einer Beschäftigung in den 
Branchen, die sich bisher als aufnahmefähig für Ge-
flüchtete erwiesen haben, mit einem Familienein-
kommen die Grundsicherung zu verlassen. Umge-
kehrt verhindern fehlende Kinderbetreuungsplätze 
und unpassende Assessments geflüchteter Frauen 
am Arbeitsmarkt (siehe auch unten), dass ein dop-
peltes Haushaltseinkommen erzielt werden kann. 
Unsere Erhebungen fanden in großen Teilen 2018 
und 2019 statt. Schon zu diesen Zeitpunkten wurde 
klar, dass die Erfahrungen mit prekären Beschäfti-
gungen den Zielstellungen der Geflüchteten nicht 
entsprechen.  

Dabei stand vor allem der Umgang mit Arbeitneh-
merüberlassungen in der Kritik. In den Gruppendis-
kussionen (Protokoll Gruppendiskussion 2018) wird 
artikuliert, dass die Vermittlung in Arbeit durch Zeit-
arbeitsfirmen ständig von vorne beginnt, und dass 
die entsprechenden Firmen hohe Prämien erhalten 
würden. Die Geflüchteten, mit denen wir gespro-
chen haben, interpretieren ein solches System als 
Fehlanreiz, denn es schafft keine Motivation, Perso-
nen dauerhaft in unbefristete Arbeitsverhältnisse zu 
vermitteln und zu übernehmen. 
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Aus Sicht der Geflüchteten sehen wir sowohl in den 
Gruppendiskussionen als auch in den Einzelinter-
views ein insgesamt überaus schwieriges Verhältnis 
zwischen Geflüchteten und Arbeitsverwaltung (in 
den Jobcentern). Dieses problematische Verhältnis 
ist nicht im Ganzen fluchtspezifisch. Spezifisch sind 
die Fluchterfahrungen, die aufenthaltsrechtliche 
Lage als Geflüchteter mit zunächst zeitlich be-
schränkten Aufenthaltstiteln je nach Schutzstatus, 
der Personen zumindest subjektiv in eine Bewäh-
rungssituation im Aufnahmeland stellt. Spezifisch ist 
zudem die Arbeit an Sprachkenntnissen und die 
Nicht-Passung bzw. Entwertung von Abschlüssen 
und Berufserfahrungen. Umgekehrt ist diese beson-
dere Lebenslage von Geflüchteten auch die große 
Herausforderung der verschiedenen Verwaltungen 
im Umgang mit Flucht. Die Entwicklungen am bun-
desdeutschen Arbeitsmarkt mit beständig hohen 
Zahlen von Personen in geringfügigen Beschäftigun-
gen, Personen im Niedriglohnbereich  wie auch mit 
einer noch immer hohen Zahl an Leiharbeitsverhält-
nissen und die Mischung aus Fördern und Fordern, 
mit der sich Leistungsgewährung an „richtiges“ Ver-
halten bzw. Leistungsentzug an „Fehlverhalten“ kop-
pelt, prägen das Verhältnis von allen SGB II- Leis-
tungsbeziehenden zur Verwaltung. Denn im Umgang 
mit dem Jobcenter läuft immer die Angst mit, aus 
dem Leistungsbezug herauszufallen (Betzelt & Bode 
2018), sei es, weil man einen Termin verpasst oder 
weil man Unterlagen nicht rechtzeitig einreicht. Ge-
rade der Umgang mit den Unterlagen ist aus Sicht 
der Geflüchteten ein kaum zu überschätzendes 
Problem. Entsprechend wachsen die Bedeutung und 
der Bedarf an vorgelagerten Beratungsstellen. Oft-
mals erfolgt der Zugang zum Recht über Migrations- 
und Sozialberatungen, die Personen dabei unter-
stützen, die ihnen zustehenden Leistungen und 
Dienste in Anspruch zu nehmen. Ohne solche Unter-
stützungen prallen zahlreiche Anliegen an den Ver-
waltungen ab. 

Die Spannungsverhältnisse zwischen Planungs- und 
Vermittlungserfordernissen der Organisation und 
den Bedarfslagen der Geflüchteten werden auch in 
der Arbeitsverwaltung wahrgenommen, beispiels-
weise im Umgang mit Maßnahmeneinkäufen. Die 
Planung und der Einkauf von Maßnahmen stellt die 
Leitung eines Jobcenters in einer Großstadt mit 
überdurchschnittlicher Arbeitslosenquote vor die 
Herausforderung „manchmal in die Glaskugel“ (Ar-
beitsverwaltung, Großstadt, Interview 2018) sehen 

zu müssen. In einem Kreis mit faktischer Vollbe-
schäftigung dagegen werden diese Standardinstru-
mente abgelehnt: 

„Nur, wie gesagt, ich brauche keine Maß-
nahme von der Stange, ich brauche Maßnah-
men, die auf unseren (...) Arbeits- oder Jobcen-
ter Bezirk passen […], die auf unsere Klientel, 
auf die Probleme, Problemlagen unsere Klien-
tel runtergebrochen werden. Solche Maßnah-
men brauche ich“ (Arbeitsverwaltung, Inter-
view 2019). 

Ähnlich verlaufen Linien im Umgang mit Zeitarbeits-
firmen. Während in den untersuchten Großstädten 
die Vermittlung in Leiharbeit einen guten Teil der 
Vermittlungserfolge ausmachte, wurde in der ländli-
chen Kommune komplett darauf verzichtet: 

„Was nützten mir Zeitarbeitsfirmen? Klar, gute 
Integrationsquote. Die Leute sind schnell weg. 
Sieht alles gut aus und nach einem Vierteljahr 
sind sie wieder bei uns im Bezug. Wie gesagt, 
da versuchen wir schon, wie gesagt ein Stück 
weit nachhaltig Beschäftigung zu fördern. Und 
letztendlich bringt das für uns und auch für den 
Kunden am meisten […]“ (Arbeitsverwaltung, 
Interview 2019).  

Klar reflektiert werden aber auch die Voraussetzun-
gen solcher lokalen Freiheitsgrade. Die Fallzahlen 
wie auch die Zahl der lokalen Akteure ist überschau-
bar. Das Vorgehen wird von der Trägerversammlung 
unterstützt, solange „die Zahlen stimmen“ (Arbeits-
verwaltung, Interview 2019). Wenn die „Integrati-
onsquoten“ schlechter werden, was eher ökonomi-
schen Entwicklungen als spezifischen organisationa-
len Praktiken zuzurechnen sein wird, verliert das 
Jobcenter an Freiheitsgraden: „Bei unseren Zahlen 
können die nichts sagen“ (Arbeitsverwaltung, Länd-
licher Kreis, Interview 2019). 

Solche Differenzen in der organisationalen Handha-
bung von Fluchtmigration werden auch erst in spezi-
ellen Umfeldern möglich, also etwa in einem ländli-
chen Kreis mit Vollbeschäftigung und geringen Fall-
zahlen oder in einer von langjährigen wirtschaftli-
chen Abwärtsbewegungen geprägten postindustri-
ellen Großstadt. Sie machen deutlich, wie lokale Ar-
beitsmarktlagen, spezifische organisationale Kalku-
lationen (Integrationsquoten) und akteursbezogene 
Herangehensweisen den Vorgehensweisen einer Or-
ganisation eine konkrete lokale Gestalt verleihen.  
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4 Erfolgreiche Koproduktionen sozialer 
Dienstleistungen 

Unsere Untersuchungen weisen auf sich überlap-
pende Ein- und Ausschlussmechanismen hin. Wir ha-
ben gezeigt, wie Personen in Abhängigkeit von ihren 
personalen wie auch gruppenbezogenen Ressour-
cen sich durch das Labyrinth der Statuspositionie-
rungen navigieren oder auch an bestimmten Stellen 
nicht weiterkommen. Wir haben gezeigt, wie lokale 
Organisationen (hier die Arbeitsverwaltung, die zu-
meist keine rein kommunale, sondern eine Misch-
verwaltung ist) unterschiedliche Möglichkeiten der 
Programmgestaltung und Implementation nutzen. 
Auch diese organisationalen Politiken eröffnen oder 
verschließen Möglichkeiten für Personen mit jewei-
ligen Ressourcen und Ambitionen. Sie folgen in einer 
kommunalen Gebietskörperschaft nicht unbedingt 
einer Zielrichtung. 

Neben diesen Differenzierungsfaktoren zur Be-
schreibung der Wege Geflüchteter haben wir Heran-
gehensweisen identifiziert, die von den beteiligten 
Akteuren, Geflohenen wie auch jeweiligen Administ-
rationen auch unabhängig von Kontextfaktoren sich 
als erfolgversprechend erwiesen haben. Sie basieren 
vor allem auf der engen Vernetzung verschiedener 
Akteursgruppen. Wir zeigen im Folgenden gelun-
gene Beispiele solcher Vernetzungen, wollen aber 
auch nicht deren Hürden ignorieren.  

4.1 Zusammenarbeiten von privaten-öffent-
lichen und zivilgesellschaftlichen Akteu-
ren 

Besonders an Stellen, an denen Zivilgesellschaft, 
dritter Sektor, private Akteure und Verwaltung gut 
ineinandergreifen, konnten von allen Beteiligten als 
erfolgreich bewertete Herangehensweisen entste-
hen. Das wird etwa in ausbildungsvorbereitenden 
und -begleitenden Projekten deutlich (Kreft et al. 
2019, S. 41). Sie beruhen auf  

• engen Kontakt in die lokale Wirtschaft und 
zu Ausbildungsbetrieben. 

• einer realistischen und mit den Personen 
entwickelten Einschätzung ihrer Ressourcen 
und Ambitionen. Das funktioniert vor allem 
durch Gespräche oder auch Berufsfelder-
probungen, weniger durch elektronische As-
sessment-Tools. 

• steten Kontakt auch nach Erwerbsarbeits- 
und vor allem Ausbildungsaufnahme, um 
Fortschritte oder Herausforderungen in Aus-
bildungs- und Arbeitsverhältnissen weiter 
begleiten zu können. 

• konkreten Berufs- und Abschlussperspekti-
ven, die eng an Betriebe gekoppelt sind und 
einen verwertbaren Abschluss und eine ent-
prekarisierte Berufsperspektive bieten. 

In diesem Sinne haben sich auch bei den von uns Be-
fragten vor allem solche Beziehungen als erfolgreich 
erwiesen, die auf längerfristigem und engeren Kon-
takt, Wissen über individuelle Lebenslagen und ge-
genseitigem Vertrauen beruhen (Bakoben et al. 
2019). Solche Beziehungsstrukturen entstanden zwi-
schen Geflüchteten und Ehrenamtlichen in den 
Flüchtlingshilfen, Sozialarbeiter*innen bspw. in den 
Unterkünften oder in lokalen Initiativen und Migran-
tenorganisationen. 

Eine zentrale Frage unserer Forschung war es, wie es 
gelingt, die Stimmen, Lebenswirklichkeiten und As-
pirationen der Geflüchteten hörbar zu machen. Das 
bedeutet nicht mit vorgegebenen Kategorisierungen 
und Annahmen ein Feld zu überziehen. Eine ähnliche 
Herausforderung stellt sich für Administrationen 
und ihren internen Kalkulationen. Nur wenn sie 
responsiv und umweltoffen sind, können sie sich auf 
schnell wechselnde Einwanderungs- und Zielgrup-
pen, auf individuelle Bedarfslagen und ihre gesell-
schaftlichen Kontexte gut einstellen. Vor allem der 
Kontakt in die Zivilgesellschaft gewährleistet eine 
solche Umweltoffenheit. Mit Zivilgesellschaft sind 
hier nicht nur die zahlreichen Flüchtlingshilfen ge-
meint, sondern auch die Migrantenorganisationen, 
die eine zunehmende Rolle in der Koproduktion so-
zialer Leistungen spielen (Bonfert et al. 2022). Sie 
werden als Ansprechpartner und Kontaktpunkt ge-
nauso wie als Träger von bestimmten Ressourcen 
(Sprachkenntnisse, Fluchtmigrationserfahrungen) 
wertgeschätzt und auch vermehrt von öffentlichen 
Stellen gefördert. Auch in unserem Sample spielten 
sie als wichtiger Kontaktpunkt eine Rolle. Pädagogi-
sche Fachkräfte etwa nutzen sie, um Zugänge in be-
stimmte Communities zu finden: 

„Und die arabische Community wird generell 
selber ein bisschen schlechter erreicht. […] wir 
gehen davon aus, dass die arabischsprachige 
Community ja schon wesentlich gesattelter 
und gefestigter ist in [Stadt E], und dass es da 
einfach schon Strukturen gibt, und die Leute 
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sich dann eher in den Strukturen bewegen, 
während die persischsprachige Community ja 
ganz frisch ist“ (Pädagogische Fachkraft, Inter-
view 2018). 

Der Lösungsansatz für schlechte Erreichbarkeit wird 
dann in der Zusammenarbeit mit eben diesen Com-
munities und in „Mundpropaganda“ (Pädagogische 
Fachkraft, Interview 2018) gesehen. Migrantenorga-
nisationen werden adressiert, um Veranstaltungen 
durchzuführen und Informationen zu streuen. Sie er-
scheinen dagegen kaum als Organisationen, die mit 
ihrem Wissen und Ressourcen die sozialen Dienste 
und lokale Welten eigentätig ausgestalten. Lokale 
Sozialpolitik steht vor der Herausforderung, passge-
nau Unterstützungen für die sich anbahnende Su-
perdiversität (Vertovec 2007) zu kreieren, die eben 
neben den rechtlichen Differenzierungen auch die 
Herkunfts-, Schicht und Geschlechterdifferenzierun-
gen berücksichtigen muss. Sie bedarf dazu An-
sprechpartner*innen aus den Communities. Gerade 
ein enger Kontakt mit Flüchtlingshilfen, lokalen Initi-
ativen und Migrantenorganisationen bietet Zugang 
in die Communities und kann umgekehrt Augen und 
Ohren für die vielschichtigen Erfahrungen, Lebens- 
und Bedarfslagen dieser Communities öffnen, sowie 
helfen, flucht- und migrationsspezifische Lagen sozi-
alpolitisch besser zu bearbeiten. 

4.2 Koordination von Vorgehensweisen und 
Angeboten 

Die hier angeführten Herangehensweisen machen 
allesamt deutlich, dass feldspezifische Akteursgrup-
pen im günstigen Fall zusammenarbeiten, um ihre 
jeweiligen Aufgaben erfolgreich zu bewältigen. Wie 
Kommunikationswege funktionieren können und 
wie viele Akteure gleichermaßen involviert sein 
müssen, wird uns etwa in der lokalen Gesundheits-
versorgung geschildert: 

„generell der komplette professionalisierte 
Sektor schickt auf jeden Fall [Geflüchtete zu 
uns], auch Ärzt*innen, Krankenhäuser, 
Psycholog*innen, dann auch migrantenspezifi-
sche Projekte auf jeden Fall“ (Pädagogische 
Fachkraft, Interview 2018). 

„Momentan ist es so, dass einmal die Woche 
immer donnerstags am Vormittag ist Flücht-
lingssprechstunde. Die Anmeldung erfolgt 
über Fachkräfte. Also, Sozialarbeit, die behan-
delnden Ärzte oder so“ (Medizinische Fach-
kraft, Interview 2018). 

Teilweise werden bürokratische Wege geschaffen, 
um Transparenz und Druck zu erzeugen. So führt 
eine Sozialarbeiterin eine Nachweispflicht ein, um 
Personen zielsicher in die lokalen Angebote zu ver-
mitteln: 

„Aber das waren nur ein bisschen über 50 Pro-
zent aus den Unterkünften, die halt geschickt 
worden sind, die dann einen Zettel brauchten, 
dass sie hier gewesen sind. So kommen die 
Menschen halt her“ (Pädagogische Fachkraft, 
Interview 2018). 

Der Arbeitsverwaltung gelingt Maßnahmenplanung 
in Netzwerken mit spezifisch lokalem Wissen und in 
Kooperation mit den lokalen Trägern und den Fall-
managern: 

„Wir holen uns die Fall-Manager dazu, bei der 
Planung schon. Wir planen also im Oktober, 
November schon fürs Folgejahr Maßnahmen. 
Wir evaluieren: was ist gelaufen in dem Jahr, 
ist es gut gelaufen, (...) Okay. Brauchen wir/ 
für welchen Personenbereich brauchen wir 
noch was? Und da so letztendlich planen wir 
und holen uns die Träger vor Ort. Und wie ge-
sagt, jetzt klar, von der Stange eine Maß-
nahme einzukaufen, (pfff?). ich sage mal so ein 
typisches Beispiel von mir war dieses Bewer-
bertraining oder Aktivieren Orientieren. Das 
waren Maßnahmen, da habe ich hier ein Hau-
fen Teilnehmer plötzlich gehabt, da habe ich 
super Zahlen gehabt und das war ihr [der Zent-
rale in Nürnberg, Anm. TS.] natürlich recht, 
bam bam bam, alles gut. Nein. Ist nicht gut. Es 
ist für die Statistiker gut: ihr habt da super Zah-
len, aber, wenn ich dann dahinter schaue: was 
bringt mir das, was hat es dem Kunden ge-
bracht?“ (Arbeitsverwaltung, Interview 2019). 

Derartige Kommunikationszusammenhänge und 
Netzwerke hängen oft an engagierten lokalen Akteu-
ren oder an eher zufälligen Gelegenheitsstrukturen. 
Um solche Kommunikationszusammenhänge zu 
etablieren, wurden in den Jahren 2015 und folgende 
zahlreiche koordinierende Stellen und Einheiten ge-
schaffen oder weiter ausgebaut. Das BMBF legte ein 
Programm zur Koordinierung der Bildungsangebote 
für Neuzugewanderte auf, das aber keine Nachfolge 
fand. Auch in Jobcentern wurden mit den „Integra-
tion Points“ koordinierende Stellen für Fluchtmigra-
tion eingerichtet, die sich genauso wenig als dauer-
haft erwiesen haben. Die Landesregierung NRW im-
plementierte ein Programm, das die rechtskreis-
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übergreifende Zusammenarbeit ausgehend von indi-
viduellem Case Management koordinieren will. in-
zwischen wird es als Teil eines kommunalen Integra-
tionsmanagements auch flächendeckend implemen-
tiert. Inwieweit solche kommunalen Beratungsstruk-
turen mit den bestehenden Migrationsberatungen 
oder Jugendmigrationsdiensten, vor allem aber mit 
dem Case Management in Arbeitsverwaltungen zu-
sammenarbeiten werden, ist abzuwarten.  

Die Akteure stoßen immer wieder an Grenzen der 
Handlungskoordination, denen es auch für weitere 
Forschung besonders nachzugehen lohnt. Koordina-
tion kann keine Bedarfslücken füllen. Das sehen wir, 
wenn Beratungskapazitäten, Kinderbetreuungs- o-
der auch Schulplätze fehlen. Das sehen wir aber 
auch, wenn die Kommunen den ungleichen Zugang 
in Integrationskurse und andere Regelförderinstru-
mente mit ihren unterschiedlichen Mittelausstat-
tungen auffangen wollen. Der Zusammenhang etwa 
zwischen der Arbeitsmarktintegration geflüchteter 
Frauen und fehlender Kinderbetreuung ist vielfach 
benannt worden  (Kosyakova 2021; Brücker et al. 
2020). Spannender ist die Frage, weshalb es trotz der 
bekannten Situation nicht gelingt, flächendeckend 
ein bedarfsdeckendes Kinderbetreuungsangebot 
umzusetzen. In einer unserer untersuchten Kommu-
nen adressiert die Arbeitsverwaltung explizit die 
Kommune, der es nicht gelingt, die passenden För-
derinstrumente zu akquirieren: 

„Und das führt unter anderem bei Kinderbe-
treuung zu Problemen. Bei der Ansprache (...) 
von bestimmten Gremien. Bei der Rückmel-
dung zu Fördermitteln. Wenn ich überlege, wie 
die Weitergabe von Förderinstrumenten oder 
Förderideen passiert, da wird man alt und 
grau, wenn man da drauf wartet, dass da was 
passiert. Mein Eindruck“ (Arbeitsverwaltung, 
Interview 2018) 

Die Arbeitsverwaltung ist interessiert an hohen In-
tegrationsquoten geflüchteter Frauen. Die Kom-
mune hält kein bedarfsdeckendes Angebot vor. In 
diesem Patt bleiben die Bemühungen um eine stei-
gende Berufsintegration wie bei anderen Zielgrup-
pen stecken. Die Einrichtung von bedarfsdeckenden 
Kinderbetreuungskapazitäten hat verschiedene Hür-
den. Es fehlt auch an geeigneten Räumlichkeiten 
und vor allem Fachkräften. Entscheidend aber wird 
sein, dass die verschiedenen lokalen Akteure, hier 
vor allem die Arbeitsverwaltungen und kommunalen 
Stellen mit entsprechenden politisch-organisationa-
lem Einsatz gemeinsame Lösungen zwischen ihren 

Zuständigkeitsordnungen entwickeln und dabei von 
Bund und Land die passenden Rahmungen zur Ver-
fügung gestellt bekommen. 

Es ist an vielen Stellen sehr wohl bekannt, welche 
Herangehensweisen notwendig wären. Ihrer Umset-
zung stehen nicht nur Zuständigkeitsordnungen im 
Weg. Zuweilen fehlt auch der politische Wille, wie 
sich etwa im Bereich der Gesundheitsversorgung 
zeigt: 

„Wo ich sehr neidvoll darauf gucke, muss ich 
sagen, sind Städte wie Zürich und Wien. Wien 
mit der kostenlosen niederschwelligen Substi-
tution. Die haben es relativ zügig und sehr, 
sehr, sehr professionell geschafft, Leute aus 
dem öffentlichen Raum rein in die Behandlung 
zu bekommen, die einfach so niederschwellig 
ist, dass sie jeden erreicht. Und das würde ich 
mir für [Stadt E] auch wünschen, damit Men-
schen mit Opiatabhängigkeit beispielsweise 
nicht in den U-Bahnhöfen fixen müssen.“ (Pä-
dagogische Fachkraft, Interview 2018).  

Deutlich wird in beiden Beispielen, dass die fluchtbe-
zogenen sozialpolitischen Probleme nicht nur Ge-
flüchtete betreffen. Die Reflexion über Flucht macht 
aber bereits bestehende Handlungserfordernisse 
neu sichtbar. Es bleibt Aufgabe von Wissenschaft 
und Praxis gleichermaßen, derartige klar benannte 
und beschriebene sozialstaatliche Herausforderun-
gen und ihre Umsetzungshemmnisse zu beleuchten 
und zu beheben. 

5 Fazit 

Der Report hat sich die Frage gestellt, was Geflüch-
tete benötigen und was Kommunen gelernt haben. 
Um diese Fragen zu beantworten, haben wir ein dif-
ferenziertes Bild von Faktoren dargestellt, die Zu-
gänge für Geflüchtete in der Bundesrepublik eröff-
nen. Es zeigt sowohl die Statuszuweisungen einer 
hyperkomplexen Einwanderungsgesetzgebung, als 
auch individuelle Ressourcen und organisationale 
Praktiken. 

Die privilegierenden Schichtungen im Aufenthalts-
recht sind Ergebnis einer widersprüchlichen Ausrich-
tung von Einwanderungspolitik zwischen soziode-
mografischem Sorgen (Arbeitskräftebedarf) und na-
tionalstaatlichen Ambitionen der Migrationssteue-
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rung. Der Gesetzgeber sollte in Zukunft genau über-
legen, ob es weiterer Statusdifferenzierung zur Sor-
tierung von Einwanderung im Flüchtlingsrecht be-
darf. Sie erschienen nicht nur aus Sicht der Geflohe-
nen intransparent, sondern werfen auch in den loka-
len Organisationen Umsetzungsprobleme auf.  

Damit ist bereits angedeutet: Statuszuweisungen 
sind ein wichtiger, nicht aber ein determinierender 
Faktor für die Chancen und die Zugänge von Geflüch-
teten in soziale Dienstleistungen. Sie passen sich mit 
ihren Strategien und Bewegungen ihren rechtlichen 
Positionen an. Ob das gelingt und welche Chancen 
sich auftun, hängt mit individuellen Ressourcen wie 
auch Zugängen zu passender Unterstützung und Be-
ratung durch Ehrenamtliche oder Professionelle zu-
sammen. Gerade für Menschen in Duldung sind es 
Landespolitiken und kommunale Integrationsstruk-
turen, die den gestuften Ausschluss aus den sozialen 
Leistungen und Diensten (wie der Migrationsbera-
tung für Erwachsene) zu kompensieren versuchen. 
Sie wiederum hängen an Landesförderungen, un-
gleichen kommunalen Finanzen und Infrastrukturen 
(wie Universitätszugängen oder Nachqualifizie-
rungsmaßnahmen) und führen zu unterschiedlichen 
Möglichkeiten, die Bedarfslagen aufzugreifen (Brett-
schneider und Klammer 2020). 

Umgekehrt waren lokale Politiken vor allem an den 
Stellen erfolgreich (im Sinne von passgenau), an de-
nen öffentliche und zivilgesellschaftliche Akteure ko-
operieren und neue Formen der Koproduktion sozi-
aler Leistungen und Dienste erproben und umset-
zen. Die Adressierungen von Migrantenorganisatio-
nen etwa zielen in diese Richtung. Sie bieten Zugang 
in die Communities und umgekehrt öffnen sie und 
ihre Mitglieder mit ihren Erfahrungen Geflüchteten 
den Zugang zu sozialen Diensten und Verwaltung. 

Die Zielstellungen des Gesetzgebers brechen sich da-
mit nicht nur in den individuellen Nutzungsmustern, 
sondern auch in den lokalen Akteurslandschaften 
und Praktiken von lokalen Organisationen. Auch sie 
müssen mit widersprüchlichen Zielstellungen umge-
hen. Das eröffnet ihnen produktiv einen Korridor 
von Handlungsspielräumen, wie wir es am Beispiel 
der Arbeitsverwaltung gezeigt haben, erzeugt aber 
gleichermaßen organisationale Unsicherheiten, wie 
wir sie vor allen in überfordert wirkenden kommu-
nalen Ausländerbehörden beobachten können. Aus 
Sicht des Gesetzgebers gilt es weniger, alle Unsicher-
heiten durch ein immer komplexeres Regelwerk zu 
schließen, als den lokalen Organisationen die perso-
nalen und Zeitressourcen zur Verfügung zu stellen. 

Wenn der Nationalstaat seine Ambitionen zur Steu-
erung der Einwanderung umsetzen will, ohne auch 
die von ihm erwünschten Formen von Einwande-
rung dabei zu hemmen, muss er seine Verwaltungs-
kapazitäten auf die vielschichtigen einwanderungs-
bezogenen Herausforderungen einstellen. Nicht zu-
letzt steht ein Rechtsstaat in der Pflicht, seine Ent-
scheidungen für die Betroffenen transparent zu hal-
ten, sonst lässt er sich von einem Willkürstaat nicht 
unterscheiden. Den Migrationsverwaltungen gelingt 
das gegenüber ihrem Publikum nicht immer.  

Wiederholt wurde bereits darauf hingewiesen (u.a. 
Bogumil et al. 2017, S. 78), dass die Differenzierung 
in Asylbewerberleistungsgesetz und SGB II verwal-
tungstechnisch ineffektiv sind. Wie schon bei ande-
ren Fluchtbewegungen privilegiert der Gesetzgeber 
nun Geflüchtete aus der Ukraine nicht zuletzt aus 
politischen Gründen. Er liefert damit eine Blaupause 
für die vereinfachte Handhabung auch zukünftiger 
Fluchtbewegungen in die Bundesrepublik, mit der 
ein guter Teil der hier beschriebenen Statusdifferen-
zierungen und (lokal) ungleicher Zugänge sich erle-
digen würde.
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